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Drucksache 2469 


Schriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ausführung des Abkommens vom 14. Juli 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland über die gegen- 
seitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 

— Drucksache 2361 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Das Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vereinigten Königraich Groß- 
britannien und Nordirland über die gegenseitige 
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen erfor- 
dert zu seiner praktischen Durchführung ein Sonder- 
gesetz, das für den Bereich des Abkommens die 
Zivilprozeßordnung abändert. Dies ist der Gegen- 
stand der Gesetzesvorlage Drucksache 2361, zu deren 
Verständnis auf die Drucksache 2360 und den dazu 
ergangenen Bericht des Rechtsausschusses — Druck- 
sache 2468 — zu verweisen ist. 

Die Vollstreckbarerklärung der in Großbritannien 
und Nordirland ergangenen gerichtlichen Entschei- 
dungen ist den Landgerichten übertragen und kann 


im Beschlußverfahreii erfolgen. Da die Vollstreck- 
barkeit auch bei solchen Entscheidungen in Frage 
kommt, gegen die im Urteilsstaat noch ein Rechts- 
mittel läuft, ist in §§ 5 und 7 Vorsorge für die dar- 
aus entspringenden Bedürfnisse getroffen. Ist zu er- 
warten, daß ein Versäumnis- oder Anerkenntnis- 
urteil im Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland geltend gemacht werden soll, so 
darf das Urteil nicht in abgekürzter Form hergestellt 
werden. Ist dies doch geschehen, so kann nachträg- 
lich die Vervollständigung des Urteils nach den 
Vorschriften des § 320 ff. ZPO beantragt werden. 

Der Rechtsausschuß hat der Vorlage seine Zustim- 
mung erteilt und bittet das Hohe Haus um Annahme 
der Gesetzesvorlage. 


Bonn, den 8. Februar 1961 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Druck; Bonner Universitäts-BuchdruckerGi, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heqer, Bad Godesberg, 
Posttacb 821, Goethestraßc 51, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 

D(‘r Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 23hl — iinvt 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 8. Februar 1961 


Der Rechlsausschiiß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 
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